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Die Kraft von draußen
ZUKUNFTSSZENARIEN – Ob es uns passt oder nicht: Südtirol braucht Zuwanderung, 
um das Land am Laufen zu halten, wie wir es gewohnt sind. Auf diesen unterschätzten 
Aspekt hat der Unternehmerverband hingewiesen und zugleich auf die Hausaufgaben, 
die dafür zu erledigen sind. Denn es ist nicht damit getan, Zuwanderung zu wollen.

Bozen – Dass der Unternehmerverband 
(UVS) die Zuwanderung zum Thema 
seiner jährlichen Vollversammlung 
macht, hat überrascht. Und trotzdem 
war die Themenwahl alles andere als 
abwegig. Südtirol hat schon heute zu 
wenig Arbeitskräfte für zu viel Arbeit, 
und die Situation wird sich weiter zu­
spitzen, denn in den nächsten zehn Jah­
ren gehen rund 30.000 Arbeitskräfte 
mehr in Rente , als Junge nachrücken 
(die SWZ hat berichtet, Ausgabe 11/24, 
nachzulesen auf SWZonline und in der 
SWZapp). Ein Teil des Problems kann 
wahrscheinlich durch Automatisierung 
und Digitalisierung gelöst werden, ein 
weiterer Teil durch die Erhöhung der 
Erwerbsquote und insbesondere der 
Frauenbeschäftigung, trotzdem wird 
Südtirol auf Zugewanderte angewiesen 
sein, wenn der „Laden“ weiterlaufen 
soll wie bisher. Das gilt für die Unter­
nehmen, das gilt aber für die gesam­
te Gesellschaft, wenn etwa an Gesund­
heitsleistungen und an die Altenpfl ege 
gedacht wird (siehe SWZ 16/24).

Heiner Oberrauch und Fabio 
Panetta im Gleichschritt

Dass dem so ist, wird (noch) weitge­
hend unterschätzt. Mit Zuwanderung 
werden tendenziell Problematiken as­
soziiert und Bilder von Flüchtlingen so­

wie von den Herausforderungen der In­
tegration geweckt. Deswegen hat UVS­
Präsident Heiner Oberrauch vergangene 
Woche ein Plädoyer für eine „intelligen­
te Integrationspolitik“ gehalten. „Qua­
lifi ziert, gesteuert, kontrolliert“ müsse 
die Zuwanderung in Südtirol sein. Auch 
rückte Oberrauch ein Bild zurecht: Die 
Flüchtlinge sind nur ein Bruchteil der 
Zugewanderten. „Nur einer von 50 in 
Südtirol lebenden Ausländern ist ein 
Flüchtling“, so Oberrauch.

Interessant: Einen Tag nach der UVS­
Vollversammlung sprach auch der neue 

Gouverneur der Banca d’Italia, Fabio 
Panetta , die Notwendigkeit einer regu­
lären Zuwanderung an. Es war Panet­
tas Premiere bei den alljährlich Ende 
Mai stattfi ndenden und viel  beachte­
ten „Betrachtungen“ des Banca­d’Italia­
Gouverneurs. 

Zurück zu Heiner Oberrauch. In sei­
ner Rede betonte er, dass Südtirol ei­

nerseits versuchen 
müsse, „unsere 
Süd tiroler:innen im 
Aus land zurückzu­
holen“, und ande­
rerseits „qualifi zier­
te Talente von au­
ßen für unser Land 
zu gewinnen“. Ein 
wichtiger Hebel da­
für kann die Uni­

versität sein, meinte Hauptreferent 
Axel Plünnecke vom Institut der Deut­
schen Wirtschaft in Köln: „Über Hoch­
schulen kann man ein Stück Internati­
onalisierung schaff en, und zwar eine, 
die vor Ort stärker als Gewinn wahr­
genommen wird. Das ändert das Bild, 
das von Migration existiert.“

Heiner Oberrauch und 
Rosmarie Pamer diskutieren

In der anschließenden Podiumsdis­
kussion ging es um die konkreten 

Herausforderungen der qualifi zier­
ten Migration. Nachfolgend eine Zu­
sammenfassung.

SWZ: Frau Pamer, Sie sind Lan-
desrätin für den sozialen Zusam-
menhalt – und gerade die Zuwan-
derung birgt sozialen Sprengstoff, 
weil sie von der Bevölkerung viel-
fach als Belastung wahrgenommen 
wird und weniger als Notwendig-
keit. Was kann die Politik tun?
Rosmarie Pamer: Wir müssen alle ge­
meinsam etwas tun. Es gibt eine sehr 
negative Stimmungsmache in Südti­
rol. Hier erwarte ich mir, dass wir ge­
meinsam – auch mit den Wirtschafts­
verbänden – Stopp sagen. Migration 
ist positiv, denn wir brauchen sie in al­
len Bereichen: Es fehlt an allen Ecken 
und Enden an Personal. Wir müssen 
das Thema positiv besetzen und viel­
leicht eine Imagekampagne starten, 
um das in die Köpfe hineinzubringen. 
Ausgerechnet in den Gemeinden, wo 
es kaum Migranten und keine Prob­
leme gibt, wurden ganz stark rechte 
Parteien gewählt. Das ist schlimm. 
Es ist Aufgabe der Politik und aller 
Stakeholder, gemeinsam eine klare 
Botschaft zu senden.

Herr Oberrauch, können auch die 
Unternehmen etwas tun, damit die 
Einheimischen merken, dass Zu-
wanderung notwendig ist für ihren 
Wohlstand? Oder ist das Aufgabe 
der Politik?
Heiner Oberrauch: Unsere Unter­
nehmen machen viel für Integrati­
on. Dort, wo Menschen zusammen­
kommen und gemeinsam arbeiten, 
passiert Integration. Und wir helfen 
bei Wohnungssuche, Sprachunterricht 
und Bürokratie. Natürlich haben auch 
wir die Aufgabe, das in der Öff entlich­
keit zu thematisieren. Jene, die sich 
an die Regeln halten, sind willkom­
men – und bei allen anderen müs­
sen wir dafür sorgen, dass sie es tun.

Wenn wir Zuwanderung brauchen, 
dann müssen die Zugewanderten 
auch irgendwo wohnen. Das ist in 
Südtirol ein Problem. Die Landesre-
gierung hat versprochen, dass Woh-
nen endlich leistbarer wird. Dürfen 
wir Sie beim Wort nehmen, Frau 
Landesrätin?
Pamer: Dass in Südtirol teilweise so­
gar Menschen mit Arbeitsverträgen 
obdachlos sind, ist schon beschä­
mend. Auch das Wohnen ist ein ge­
meinschaftliches Thema – und es gibt 
viele Möglichkeiten , zu reagieren. Zu 

den preisgebundenen Wohnungen in 
Miete und Kauf haben wir die Durch­
führungsbestimmungen vorbereitet, 
die Umsetzung geht aber nicht von 
heute auf morgen. Den Gemeinden 
kommt die zentrale Rolle zu, Grund 
zur Verfügung zu stellen. Zudem müs­
sen wir den Leerstand reaktivieren 
und die Verdichtung ankurbeln. Wei­
ters ist eine 100­prozentige Konven­
tionierung wichtig, damit die Woh­
nungen jenen Menschen vorbehalten 
werden, die hier leben und arbeiten. 
Die Einhaltung der Konventionierung 
muss aber auch stärker kontrolliert 
werden. Gerade für Migranten müs­
sen wir zudem Arbeiterwohnheime 
bauen. Wir suchen derzeit im gan­

zen Land nach geeigneten Immobili­
en. Ich bin schon der Meinung, dass 
wir in den nächsten Jahren einiges 
schaff en können.

Müssen die Unternehmen mehr Ar-
beiterwohnheime und Mitarbeiter-
unterkünfte schaffen?
Oberrauch: Arbeiterwohnheime ja, 
auch in gewerblichen Gebieten, aber 
nicht als fi xen Wohnort, sondern nur 
für einige Monate, etwa für die Zeit 
der Ausbildung, ansonsten entste­
hen Ghettos. Die Unternehmen tun 
schon sehr viel und stellen Mitarbei­
terwohnungen zur Verfügung. Nur, 
Frau Landesrätin, brauchen wir dafür 
eben auch Grund. Mit gedeckelten 
Mietpreisen bin ich einverstanden, 
denn in Vergangenheit hat die Lan­
desregierung das leistbare Mietwoh­
nen verschlafen. Die junge Generati­
on will nicht besitzen, sondern erle­
ben und mobil sein. Auch das Problem 
des Leerstandes muss gelöst werden. 
Dafür braucht es Energie und mehr 
Geschwindigkeit.

Zuwanderung bedeutet immer auch 
eine Herausforderung an die Inte-
gration. Wo sehen Sie da die wich-
tigsten Schalthebel für die Politik, 
Frau Landesrätin ?
Pamer: Ich kritisiere die italienische 
Migrationspolitik, denn die Migran­
ten hierzulande haben nicht dassel­

be Niveau wie etwa jene in Deutsch­
land, sodass das Erlernen der Spra­
che und die Integration schwieriger 
sind. Es braucht geregelte Migrati­
on von Menschen mit einem höhe­
ren Bildungsniveau. Und wir müssen 
von klein auf ab der Kita vermehrt 
Integration betreiben. Dafür braucht 
es mehr Integrationslehrpersonen, 
Sprachvermittler und Sozialpädago­
gen, weshalb wir jetzt mehr Geldmit­
tel in die Hand nehmen. Zudem müs­
sen wir die Familien als Ganzes mit­
nehmen, vor allem die Frauen, da­
mit sie die Sprache lernen und sich 
am gesellschaftlichen Leben beteili­
gen. In kleineren Gemeinden mit we­
nigen Migranten funktioniert die In­
tegration besser, während Hotspots 
wie Meran und Bozen eine Herausfor­
derung sind. Randalierende Jugendli­

che sind dort nur die Spitze des Eis­
bergs – wir müssen ganz unten bei 
den Familien zu arbeiten beginnen.

Herr Oberrauch, die Politik hat im 
Vorjahr erstmals seit Jahren wie-
der ein Kontingent an unbefristeten 
Arbeitsgenehmigungen für Nicht-
EU-Bürger:innen bereitgestellt. Zu-
vor hatten die Unternehmen keine 
Möglichkeit der Anstellung. Ist das 
Problem damit gelöst?
Oberrauch: Nein (lacht). Das ist ein 
Tropfen auf dem heißen Stein. Wir 
brauchen gesteuerte, qualitative und 
begleitete Immigration. Wir müssen 
jene Leute holen, die wir brauchen – 
so wie es andere Länder bereits tun. 
Bayern etwa bildet in Albanien Men­
schen aus, Österreich in Brasilien. Das 
muss Südtirol auch tun. Ich bitte die 
Politik, gemeinsam ein Programm 

aufzusetzen und 
Netzwerke zu bil­
den, um Menschen 
im Ausland ak­
tiv anzuwerben, 
anstatt darauf zu 
warten, bis jemand 
kommt. Wenn die 
Industrie keine Ar­
beitskräfte hat, la­
gert sie die Produk­

tion aus. Dann fehlen aber Steuer­
einnahmen zur Finanzierung von Bil­
dung, Sanität und Pfl ege.
Pamer: Ich bin ganz Ihrer Meinung: 
Wir müssen gemeinsam mit den Wirt­
schaftsverbänden und den Genossen­
schaften, die bereits Fachkräfte nach 
Südtirol holen, in diese Richtung ar­
beiten. Andere Länder machen es 
längst vor.

Herr Oberrauch, auch andere Regi-
onen brauchen Zuwanderung, wes-
halb Südtirol im Wettbewerb steht. 
Sie sagen immer, die Industrie zah-
le überdurchschnittlich gut. Ist Süd-
tirols Industrie somit gerüstet für 
diesen Wettbewerb?
Oberrauch: Der Lohn ist nicht der ein­
zige Faktor – wir haben auch andere 
Dinge auf der Waagschale, etwa die 
schöne Landschaft. Aber ja, wir ste­
hen insbesondere mit dem deutsch­
sprachigen Ausland im Wettbewerb. 
Ganz wesentlich ist neben dem Ge­
halt das leistbare Wohnen. Teilweise 
machen die Wohnkosten 50 Prozent 
des Einkommens aus. Das ist nicht 
schaff bar. Also bitte ich darum, Grund 
zur Verfügung zu stellen, denn bei 
mehr Angebot werden die Preise sin­
ken. Leistbares Wohnen ist das zent­
rale Thema, um die Wettbewerbsfä­
higkeit Südtirols zu gewährleisten.

Text und Interview: Christian Pfeifer
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Bayern bildet in Albanien Men­
schen aus, Österreich in Brasili­
en. Das muss Südtirol auch tun.

Heiner Oberrauch

Wir müssen das Thema posi­
tiv besetzen und vielleicht eine 
Imagekampagne starten.

Rosmarie Pamer

UVS-Präsident Heiner Oberrauch und Landesrätin Rosmarie Pamer bei der Diskussion mit SWZ-Chefredakteur Christian Pfeifer
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